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Bauland-Notstand
Flächenpolittk für die 90er Jahre

Bauland-Notstand und kein Ende - dieses B-it d e-ines von übermäßiger
Nachfrage gebeutelten "Wirtschaftsraumes München" beherrscht d-ie kommunal-
politische Diskussion -in unseren Geme-inden, Städten und Landkre-isen.

M-it der zunehmenden Schärfe der Diskussion w-ird auch der Ruf nach den an-
gebttch Schuldigen lauter: "...sollen doch die Kommunen endlich mehr Bau-
land ausweisen", sagen manche, d-ie es eigentlich besser w-issen müßten.

Die Verknappung trifft d-ie Landeshauptstadt ebenso wie das Umland. Eine
Milderung der Probleme kann nur gemeinsam erreicht werden. E-ine wirkliche
"Lösung" ist nirgends -in Sicht.

Die meisten Städte und__Gemeinden im Planungsverband praktizieren sog.
"E-inhe-imischen-ModeHe" unterschiedlicher Äusprägung; (Für die Bedürfnisse
der ansässigen Gewerbebetr-iebe werden bereits vergleichbare Regelungen an-
gestrebt.)

Auch das neue Instrument "Entw-icklungssatzung" gehört 1n diesen Zusa mmen-

hang (sh. letzte Seite).

Zur Verbandsversammlung 1991 wurden "Sieben Thesen zur Flächenpolittk für
die 90er Jahre" von der Geschäftsstelle zur Diskussion gestellt: sie appet-
1-ieren an die Planungshohe-it und damit an den Willen zur Setbstbesti mmung
im Sinne der Bewahrung der Lebensqual-ität des Verchchtungsraumes München. .) *

Diese Thesen haben in den Referaten und D-iskuss-ionsbetträgen breite Zusttm-
mung gefunden. Sie müssen aber auch im politischen AtHag ernst gen ommen
werden.
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Thesen zu einer Flachenpolitik für die 90er Jahre

1 Die pauschale Kritik an Städten und Gemeinden wegen zu
geringer Bauland-Ausweisungen ist nicht gerechtfertigt

2 Der Verdichtungsraum München zeigt zunehmend bedrohliche
über1astungserschei nungen

3 Der Verdichtungsraum München hat nur noch begrenzte Mög-
.T

lichkeiten, geeignete Flächen als Bauland für Wohnen und
Gewerbe auszuweisen

4 Begrenzte Flächen-Reserven zwingen zu Praferenzen: Vorrang
für Eigenbedarf und Strükturverbesserungen

5 Der "Vorrang für Eigenbedarf" ist weiterzuentwi ekeln, -ins-
besondere hinsichtlich sozialer Ausgewogenheit und des

»

Allgemeinen Gebots zu flachensparenden Konzepten

6 Der "Vorrang für Struktur Verbesserungen" erfordert Elnzd-
Prüfungen der Bauflächen-Ansprüche. Baurechtsvergabe nur
als gezielte Flächen-Politik

7 Die Fortschreibung der kommunaten und regionalen Entwick-
lungsziele hat sich im Verdichtungsraum München vorrangig
an den begrenzten Flächenreserven zu orientieren

Aus den Referaten:

Dr. Reichhold, PV-GeschäftssteHe (Einführung)

Eine Versachltchung des Themas "ist notwendig. D-ie Region hat 1988 um
20.000. 1989 um 16.000. 1990 sogar um 40.000 Einwohner zugenommen.

überlastungserschei'nungen be-i Infrastruktur und ökologie nehmen zu. Grund
und Boden s-ind n-icht vermehrbar.

.Immerhin sind z.Z. ca. 3.100 ha Wohnbauflächen für ca. 20.000 EW -in den
Ftächennutzungsplänen ausgewiesen etnschließlich Auflockerungsbedarf, ohne
die Möglichkeiten zusätzlicher "Innenentw-tcklung". Es -ist legitim, be-i
der Schaffung von Baurecht nicht mehr für einen anonymen Zuzugsmarkt von
außerhalb der Region (Wohnen u n d Gewerbe), sondern gezielt für eige-
ne Bedürfnisse "ihrer eigenen Bürger und Betriebe zu planen. Die Mehrheit
der Verbandsgemeinden prakt-iz-iert "Einheimlschen-Modelle".

Dem Mißverhältnis Uohnbauf1ächen:Gewerbef1ächen ist durch größte Zurück-
hattung be-i der Ausweisung von neuem Gewerbe-Baurecht zu begegnen.

*s

Elgenbedarfsmodelle für Wohnen und Gewerbe sind ebenso wie die Vorsicht
gegenüber weiteren Belastungen für die Region n-icht *'Kirchturmspo11t1k",
sondern Teil einer verantwortlichen Planungshoheit.

(Das Ergebnis unserer Erhebungen zu diesem Thema steht als PV-Bericht auf
Anforderung zur Verfügung.)
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Oberbürgermetster Kronawitter, Landeshauptstadt München

München Ist bereits heute die am dichtesten besiedelte größere Stadt (vor
30 Jahren zu 35 %, heute bereits zu 55 ^ überbaut). Noch dichter geht es
allmählich nicht mehr, wenn nicht Lebensqual-itat zerstört werden soll.
Heute s-ind 700.000 Autos 1n München zugelassen, 450.000 fahren täglich
aus dem Umland in ehe Stadt und zurück. Der Flächenmangel, vor allem für
das Wohnen, nimmt zu.

Stadt und Umtand s-ind nicht nur Wirtschaftsraum, sondern auch Erholungs-
räum, Stadt und Umland müssen eng zusammenarbeiten, um d-ie Grenzen aufzu-
zeigen, die weder 1n München noch 1n der übrigen Reg-ion überschritten wer-
den können.

Oberbürgermeister Rößle, Stadt Landsberg. am Lech

D-ie pauschale Kr-itik an den Städten und Gemeinden ist keinesfalls gerecht-
*

fertigt.

Bebauungsplanaufstellung erfolgt erst dann, wenn 50 - 60 % der Netto-Fla-
chen im Eigentum der Stadt Landsberg sind. Das Einhe-imischenmodell soll
auch auf den Geschoßwohnungsbau übertragen werden.

Aus der Bürgerschaft, auch bei Unternehmern, ist bereits Sorge zu hören,
daß durch eine ungehemmte Entwicklung das Gesicht der attraktiven, mittle-
ren Stadt verloren geht. Die Begrenztheit der Flächen muß zu e-inem wtchti-
gen Orientterungsmaßstab für die lAleiterentwicklung werden.

1. Bürgermeister Simmerl, Stadt Dorfen

Die Stadt Dorfen hat durch landschaftliche Gegebenheiten und Qualitäten
starke Vorgaben und Einschränkungen für das Bauen. Es besteht großer Druck
zugunsten von l\lohn- und Gewerbef lachen. Seit 1984 gilt das Etnheirmschen-
Modell: Bauland wird nur ausgewiesen, wenn die Stadt 50 Z der Flache er-
werben kann. Auch der M-ietwohnungsbau wird gezielt begünstigt, nicht nur
d-ie Eigentumsbildung.
Das Instrument "Entw-icklungssatzung" soUte stärker -in Betracht gezogen
werden. Statt blinder "Entwicktungs-Euphorie" soll aber auch Identität
im Bereich der vorhandenen Bausubstanz und damit zusammenhängend auch die
Identität der örtlichen Gemeinschaft gewahrt werden.

Landrat Dr. Gillessen, Landkreis München
f.

D-ie Kritik an angeblich zu ger-ingen Baulandausweisungen -ist mcht neu.
Die Reg-ion -ist innerhalb von zwei Jahrzehnten um 200.000 Menschen ange-
wachsen, - das sind die Städte Regensburg, Landshut, E-ichstätt und A'ttöt-
ting zusammen:
wenn schon Kritik, dann müßte man uns eigentlich dafür kn't-isieren. Nicht
zu bewältigender öffentlicher Personennahverkehr ist ein alarmierendes
Symptom dafür, daß der Raum überlastet ist.

Neue Arbeitsplätze werden überwiegend von sehr gut bezahlten Kräften be-
setzt, die aus der gesamten Bundesrepublik, ja aus ganz Westeuropa heran-
geholt werden müssen. Sie sind oft -in der Lage, praktisch jeden verlangten
Mietpreis zu bezahlen - ein Großteil der Einheimischen und namentlich jun-
ge Familien können längst nicht mehr mithalten.

Wenn es nicht möglich -ist, den Ansprüchen Aller gerecht zu werden, haben
wir bei aller Gesamtverantwortung zuerst dafür zu sorgen, daß diejemgen
Menschen, die bereits hier sind, in ihrer Heimat bleiben können. Vor ver-
gle-ichbaren Problemen steht auch das ortsansässtge Gewerbe.
(Die Manuskripte zu den Referaten stehen als PV-Drucksache auf Anforderung
zur Verfügung.)
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Das neue Instrument "Entw-icklunqssatzung"

Was tun, wenn geeignete Flächen zur Bebauung zwar vorhanden sind, sogar
bereits im Flächennutzungsplan als solche ausgewiesen - aber nicht verfüg-
bar sind?

Seit 1990 gibt es die "Entwicktungssatzung" nach Wohnungsbau-Erleichte-
rungsgesetz. Z-iel ist, Bauland-Reserven für Wohnen und Gewerbe, Geme-in-
bedarf und Folgeelnnchtungen unter (zweckgebundener) Abschöpfung des ent-
wicktungsbedtngten Wertzuwachses zu aktivieren.

* ^

Die Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsmtmsterium des Innern hat -in
e-iner Drucksache auf d-ie notwendigen Voraussetzungen hingewiesen, u.a.:

- starkes öffentliches Interesse an einer Bebauung

- erfolglose Bemühungen der Gemeinde, den Eigentümer zu
Bebauung oder Verkauf zu bewegen

- keine Möglichkeiten der Gemeinde, die angestrebte
Entwicklung (Bebauung), -in absehbarer Zeit auf andere Weise
durchzusetzen.

Die Entwicklungsmaßnahmen können steh auch auf vergle-ichswe-ise kleine Flä-
chen beziehen. Notwendig ist, daß e-in erhöhter Bedarf und ein starkes
öffentliches Interesse nachweisbar sind.

Im Normatfatl handelt es sich um unbebaute und im Flächennutzungsplan als
Bauland ausgewiesene oder bei der F1ächennutzungsp1an~Aufste11ung als ge-
eignet angesehene Grundstücke (Innenentwicklungsmaßnahme bzw. Außenent-
wtcklungsmaßnahme ).

M-it der Entwtcklungssatzung tritt eine Grunderwerbspfltcht und eine Ent-
eignungsmögl tchkeit durch die Gemeinde ein. Dabei wird der Erwerbspre-is
nach dem Verkehrswert (vor der Baurechtsschaffung) festgelegt.

D-ie Gemeinde kann von ihrer ErwerbspfHcht absehen, wenn der Zweck der Maß-
nähme durch den Eigentümer selbst gesichert werden kann.
Im Anschluß an die Aufstellung der Entw-icUungssatzung erfolgt die "nor-
male" Bebauungsplanung.

Es gibt bisher kaum praktische. Erfahrungen, namentlich außerhalb der Groß-
Städte.

Quellen:

- Baugesetzbuch (BauGB) 1n der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Dez. 1986
- Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch (BauGB-MaßnahmenG) vom 17. Mai 1990
- Städtebaul-iche Entw-icklungsmaßnahme nach den §§ 6 und 7 des Maßnahmen-

gesetzes zum Baugesetzbuch, Bekanntmachung des Bayerischen Staatsmim-
stenums des Innern vom 20. September 1991 (Nr. IIC6-4613.2).

- Der Bayerische Bürgermeister, 3-92
- bau intern 1-2, 1992

02.04.1992

DER PLANUNGSVERBAND: ZUSAMMENSCHLUSS VON LANDESHAUPTSTADT. STÄDTEN, GEMEIN-
DEN, LANDKREISEN UND BEZIRK OBERBAYERN, ER BERÄT, PLANT UND KOORDINIERT
IN FRAGEN DER BAULEITPLANUNG, DES STADTEBAUES, DER VERKEHRSPLANUNG SOUIE
BEI ÜBERÖRTLICHEN UND REGIONALEN PLANUNGEN.
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